
Anpassung der Allgemeinen Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung an die Änderungen des
VVG 2008 (Stand 01.01.2009)

§§  88  RRiissiikkooaauusssscchhllüüssssee
Versicherungsschutz wird nicht gewährt,
1. wenn der Fahrer bei Eintritt des Schadens nicht die vorgeschriebene Fahrer-

laubnis hatte. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungs-
schutz nur für diejenigen versicherten Personen, die vom Fehlen der Fahrer-
laubnis ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei
grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist die
KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz
bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der der KS Versicherungs-AG obliegenden Leistung ursächlich war.
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AVSB 87 (Allgemeine Bedingungen für die
Verkehrs-Service-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  88  RRiissiikkooaauusssscchhllüüssssee
Versicherungsschutz wird nicht gewährt,
1. wenn der Fahrer bei Eintritt des Schadens nicht die vorgeschriebene Fahrer-

laubnis hatte. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt jedoch gegenüber denje-
nigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaubnis
ohne Verschulden keine Kenntnis hatten;

§§  99  BBeeiittrraagg,,  BBeeggiinnnn  uunndd  EEnnddee  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzzeess
1. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der

Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

2. Der erste oder einmalige Beitrag wird – wenn nichts anderes vereinbart ist –
unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheines fällig. Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig, son-
dern zu einem späteren Zeitpunkt gezahlt, beginnt der Versicherungsschutz
erst ab diesem Zeitpunkt, sofern die KS Versicherungs-AG durch gesonderte
Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein hierauf aufmerksam gemacht hat. Dies gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, kann die KS Versicherungs-AG vom Vertrag zurücktreten, solan-
ge der Beitrag nicht gezahlt ist. Die KS Versicherungs-AG kann nicht zurück-
treten, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat.

3. Die Folgebeiträge werden zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Ver-
sicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt.

4. Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsneh-
mer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung
nicht zu vertreten hat. Die KS Versicherungs-AG wird ihn in Textform zur
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen set-
zen. Die KS Versicherungs-AG ist berechtigt, Ersatz des ihr durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 3 darauf
hingewiesen wurde.

6. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann die KS Versicherungs-AG den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, wenn sie den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziffer 3 hierauf hingewiesen hat.
Hat die KS Versicherungs-AG gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Beitrag, besteht der Ver-
trag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

7. Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden
kann und der Versicherungsnehmer der berechtigten Einziehung nicht wider-
spricht.

§§  99  BBeeiittrraagg,,  BBeeggiinnnn  uunndd  EEnnddee  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzzeess
1. Der Versicherungsnehmer hat den ersten Beitrag gegen Aushändigung des

Versicherungsscheines, Folgeprämien am Ersten des Monats zu zahlen, in
dem eine neue Versicherungsperiode beginnt. Für die Folgen nicht rechtzeiti-
ger Beitragszahlung gelten die §§ 38, 39 VVG.

2. Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versicherungsschei-
nes, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.

3. Soll der Versicherungsschutz schon vor Einlösung des Versicherungsscheines
beginnen (vorläufige Deckung), bedarf es einer besonderen Zusage des Ver-
sicherers oder einer hierzu bevollmächtigten Person.
Die vorläufige Deckung endet mit der Einlösung des Versicherungsscheines
oder mit dem Eingang der Erklärung des Versicherers bei dem Versicherungs-
nehmer, dass er den Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages ab-
lehnt.
Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag an-
genommen, der erste Beitrag aber nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Vorlage oder Übersendung des Versicherungsscheines bei dem Versicherer
eingegangen ist.
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8. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers von
der KS Versicherungs-AG nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abge-
gebenen Zahlungsaufforderung der KS Versicherungs-AG erfolgt. Kann der
fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden
kann, ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermitt-
lung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er von der KS Versicherungs-AG
hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

9. Der Versicherungsschutz endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Versiche-
rungsverträge von mindestens einjähriger Dauer verlängern sich von Jahr zu
Jahr, wenn sie nicht jeweils spätestens drei Monate vor Ablauf schriftlich ge-
kündigt werden.

§§  1100  EErrssaattzzffaahhrrzzeeuugg
1. Wird das im Versicherungsschein genannte Fahrzeug veräußert oder fällt das

Wagnis auf sonstige Weise weg, bezieht sich der Versicherungsschutz auf ein
gleichartiges Fahrzeug des Versicherungsnehmers, das an die Stelle des bis-
herigen Fahrzeuges tritt (Ersatzfahrzeug). Die Veräußerung des Fahrzeuges
oder der sonstige Wagniswegfall ist dem Versicherer innerhalb eines Monats
anzuzeigen und gleichzeitig das Ersatzfahrzeug zu bezeichnen. Unterlässt
der Versicherungsnehmer die Anzeige oder die Bezeichnung des Ersatzfahr-
zeuges, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, dass die Unterlassung nicht auf einem Verschulden des Versicherungs-
nehmers beruht.

§§  1122  OObblliieeggeennhheeiitteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  iimm  VVeerrssiicchheerruunnggss--
ffaallll
2. Wird eine dieser Obliegenheiten verletzt, so kann der Versicherer von der

Verpflichtung zur Leistung frei werden, es sei denn, dass die Verletzung
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei vorsätzlicher
oder grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit
verpflichtet, als die Verletzung weder Einfluss auf die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem Versiche-
rer obliegenden Leistung gehabt hat.

§§  1100  EErrssaattzzffaahhrrzzeeuugg
1. Wird das im Versicherungsschein genannte Fahrzeug veräußert oder fällt das

Wagnis auf sonstige Weise weg, bezieht sich der Versicherungsschutz auf ein
gleichartiges Fahrzeug des Versicherungsnehmers, das an die Stelle des bis-
herigen Fahrzeuges tritt (Ersatzfahrzeug). Die Veräußerung des Fahrzeuges
oder der sonstige Wagniswegfall ist dem Versicherer innerhalb eines Monats
anzuzeigen und gleichzeitig das Ersatzfahrzeug zu bezeichnen. Bei Verstoß
gegen diese Obliegenheiten besteht Versicherungsschutz nur, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Anzeige und Bezeichnungspflicht ohne Verschulden
oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen
diese Obliegenheiten ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leistungen
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass
der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen.

§§  1122  OObblliieeggeennhheeiitteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  iimm  VVeerrssiicchheerruunnggss--
ffaallll
2. Wird eine der vorgenannten Pflichten vorsätzlich verletzt, verliert der Versi-

cherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach,
dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Oblie-
genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der der KS Versicherungs-AG ob-
liegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§§  1133  BBeessoonnddeerree  VVeerrwwiirrkkuunnggssggrrüünnddee
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn
1. der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich oder grobfahrlässig her-

beigeführt hat;
2. der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen zu täu-

schen versucht, die für den Grund oder für die Höhe der Entschädigung von
Bedeutung sind;

§§  1133  BBeessoonnddeerree  VVeerrwwiirrkkuunnggssggrrüünnddee
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn
1. der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat;
2. der Versicherungsnehmer Obliegenheiten arglistig verletzt hat;

§§  33  AAuusssscchhllüüssssee  vvoomm  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzz
1.2 vom Versicherungsnehmer vorsätzlich herbeigeführt wurde.
1.3 ...
2. ...
2.1 der Fahrer des versicherten Fahrzeuges bei Eintritt des Schadens nicht die

vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte oder zum Führen des Fahrzeuges nicht
berechtigt war oder das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehen war.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Versicherungsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Fehlen der Fahrerlaubnis oder
der Nichtberechtigung des Fahrers oder der fehlenden Zulassung bzw. dem
fehlenden Versicherungskennzeichen ohne Verschulden oder leicht fahrläs-
sig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes
gegen diese Obliegenheiten ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz be-
stehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war,

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  33  AAuusssscchhllüüssssee  vvoomm  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzz
1.2 vom Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt

wurde.
1.3 ...
2. ...
2.1 der Fahrer des versicherten Fahrzeuges bei Eintritt des Schadens nicht die

vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte oder zum Führen des Fahrzeuges nicht
berechtigt war. In diesen Fällen bleibt der Versicherungsschutz jedoch für
diejenigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrer-
laubnis oder der Nichtberechtigung des Fahrers ohne Verschulden keine
Kenntnis hatten,

AVSB 87 (Allgemeine Bedingungen für die
Verkehrs-Service-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 AB KS-Schutzbrief 93 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008
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§§  44  PPfflliicchhtteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  nnaacchh  SScchhaaddeenneeiinnttrriitttt
2. Wird eine der vorgenannten Pflichten vorsätzlich verletzt, verliert der Versi-

cherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach,
dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Oblie-
genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der der KS Versicherungs-AG ob-
liegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§§  44  PPfflliicchhtteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  nnaacchh  SScchhaaddeenneeiinnttrriitttt
2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorgenannten Pflichten vorsätz-

lich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer von seiner Leistungsverpflichtung
frei, es sein denn, dass die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers kei-
nen Einfluss auf die Feststellung des Schadenfalles oder auf den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung hatte.

§§  77  BBeeiittrraaggsszzaahhlluunngg
1. Die Beiträge sind, wenn keine kürzere Versicherungsdauer vereinbart wurde,

Jahresbeiträge und im Voraus zu zahlen.
2. Der erste Beitrag ist zu zahlen, sobald dem Versicherungsnehmer der Schutz-

brief zugeht. Wird der Beitrag nicht spätestens zwei Wochen nach Zugang
des Schutzbriefes bezahlt, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Es
gilt als Rücktritt, wenn der Versicherer den Beitrag nicht innerhalb von drei
Monaten ab Zugang des Schutzbriefes gerichtlich geltend macht.

3. Folgebeiträge sind für jeweils ein Versicherungsjahr am 1. des Monats zu
zahlen, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt. Wird ein Folgebeitrag
nicht spätestens zu diesem Termin gezahlt, kann der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer schriftlich auf dessen Kosten eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen setzen. Tritt nach Ablauf dieser Frist ein Schadenfall ein
und ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung des Beitrages noch im Ver-
zug, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Hierauf ist der
Versicherungsnehmer mit der Fristbestimmung hinzuweisen.

AB KS-Schutzbrief 93 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  77  BBeeiittrraaggsszzaahhlluunngg
1. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der

Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

2. Der erste oder einmalige Beitrag wird – wenn nichts anderes vereinbart ist –
unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheines fällig. Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig, son-
dern zu einem späteren Zeitpunkt gezahlt, beginnt der Versicherungsschutz
erst ab diesem Zeitpunkt, sofern die KS Versicherungs-AG durch gesonderte
Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein hierauf aufmerksam gemacht hat. Dies gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, kann die KS Versicherungs-AG vom Vertrag zurücktreten, solan-
ge der Beitrag nicht gezahlt ist. Die KS Versicherungs-AG kann nicht zurück-
treten, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat.

3. Die Folgebeiträge werden zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Ver-
sicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt.

4. Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsneh-
mer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung
nicht zu vertreten hat. Die KS Versicherungs-AG wird ihn in Textform zur
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen set-
zen. Die KS Versicherungs-AG ist berechtigt, Ersatz des ihr durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 3 darauf
hingewiesen wurde.

6. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann die KS Versicherungs-AG den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, wenn sie den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziffer 3 hierauf hingewiesen hat. Hat die
KS Versicherungs-AG gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach
innerhalb eines Monats den angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort.
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist und der
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

7. Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden
kann und der Versicherungsnehmer der berechtigten Einziehung nicht wider-
spricht.

8. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers von
der KS Versicherungs-AG nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abge-
gebenen Zahlungsaufforderung der KS Versicherungs-AG erfolgt. Kann der
fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden
kann, ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermitt-
lung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er von der KS Versicherungs-AG
hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

§§  88  BBeeiittrraaggssaanngglleeiicchhuunnggsskkllaauusseell  ((BBeeiittrraaggssäännddeerruunngg))
Die KS Versicherungs-AG kann die Beiträge für bestehende Versicherungsverhält-
nisse in der Schutzbrief-Versicherung mit Wirkung von Beginn der nächsten Versi-
cherungsperiode an ändern. Dabei darf der geänderte Beitragssatz den im Zeit-
punkt der Änderung geltenden Beitragssatz nicht übersteigen. Das Mitglied kann
die Schutzbrief-Versicherung innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Eingang
unserer Mitteilung mit sofortiger Wirkung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens
der Beitragserhöhung kündigen.

§§  88  BBeeiittrraaggssaanngglleeiicchhuunnggsskkllaauusseell  ((BBeeiittrraaggssäännddeerruunngg))
Die KS Versicherungs-AG kann die Beiträge für bestehende Versicherungsverhält-
nisse in der Schutzbrief-Versicherung mit Wirkung von Beginn der nächsten Versi-
cherungsperiode an ändern. Dabei darf der geänderte Beitragssatz den im Zeit-
punkt der Änderung geltenden Beitragssatz nicht übersteigen. Der Versicherungs-
nehmer kann die Schutzbrief-Versicherung innerhalb einer Frist von vier Wochen
nach Eingang der Mitteilung mit sofortiger Wirkung zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Beitragserhöhung kündigen.
Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem
Wirksamwerden der Beitragerhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherung-
steuer begründet kein Kündigungsrecht.
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§§  1122  VVeerrjjäähhrruunngg,,  KKllaaggeeffrriisstt  uunndd  zzuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt
1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die

Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei der KS Versicherungs-AG
angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu
dem die Entscheidung der KS Versicherung-AG dem Anspruchsteller in Text-
form zugeht.

3. Für Klagen gegen die KS Versicherungs-AG ist das Gericht an dessen Sitz
oder am Ort der Niederlassung, bei der der Vertrag abgeschlossen wurde, zu-
ständig. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

4. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthaltes zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine ju-
ristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechtes oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist.

5. Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsneh-
mers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die ge-
richtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die
KS Versicherungs-AG oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz der
KS Versicherungs-AG oder ihrer für den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung.

6. Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§§  1122  KKllaaggeeffrriisstt  uunndd  zzuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt
1. Lehnt der Versicherer den Versicherungsschutz ab, kann der Versicherungs-

nehmer den Anspruch auf Versicherungsleistung nur innerhalb von sechs
Monaten gerichtlich geltend machen. Diese Frist beginnt, nachdem die Ab-
lehnung des Versicherungsschutzes dem Versicherungsnehmer schriftlich
unter Angabe der mit dem Fristablauf verbundenen Rechtsfolge mitgeteilt
wurde.

2. Für Klagen gegen den Versicherer ist das Gericht an dessen Sitz zuständig.
Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist
auch das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Ver-
mittlung oder des Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder bei Feh-
len einer solchen seinen Wohnsitz hatte.

§§  99  FFoollggeeffaahhrrzzeeuugg
1. Wird das versicherte Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise

weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des ver-
sicherten Fahrzeuges tritt. Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des
versicherten Fahrzeuges ist dem Versicherer innerhalb eines Monats anzuzei-
gen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Oblie-
genheiten besteht Versicherungsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer
die Anzeige und Bezeichnungspflicht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist
die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leistungen in einem der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß
nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

§§  1111  KKüünnddiigguunngg  nnaacchh  ddeemm  SScchhaaddeennffaallll
2. Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Ab-

schluss der Verhandlungen über die Entschädigung zugehen.

§§  1111  KKüünnddiigguunngg  nnaacchh  ddeemm  SScchhaaddeennffaallll
2. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen; sie muss dem Vertragspartner spä-

testens einen Monat nach Abschluss der Verhandlungen über die Entschädi-
gung zugehen.

AB KS-Schutzbrief 93 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  33  AAuusssscchhllüüssssee  vvoomm  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzz
1.2 vom Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt

wurde,
1.3 ...
2. ...
2.1 der Fahrer des versicherten Fahrzeuges bei Eintritt des Schadens nicht die

vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte oder zum Führen des Fahrzeuges nicht
berechtigt war. In diesen Fällen bleibt der Versicherungsschutz jedoch für
diejenigen versicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrer-
laubnis oder der Nichtberechtigung des Fahrers ohne Verschulden keine
Kenntnis hatten,

§§  99  FFoollggeeffaahhrrzzeeuugg
1. Wird das versicherte Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise

weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des ver-
sicherten Fahrzeuges tritt. Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des
versicherten Fahrzeuges ist dem Versicherer innerhalb eines Monats anzuzei-
gen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Unterlässt der Versicherungsneh-
mer die Anzeige oder die Bezeichnung des Folgefahrzeuges, besteht Versi-
cherungsschutz nur, wenn die Unterlassung nicht auf einem Verschulden des
Versicherungsnehmers beruht.

AB KS-Schutzbrief 98 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  33  AAuusssscchhllüüssssee  vvoomm  VVeerrssiicchheerruunnggsssscchhuuttzz
1.2 vom Versicherungsnehmer vorsätzlich herbeigeführt wurde,
1.3 ...
2. ...
2.1 der Fahrer des versicherten Fahrzeuges bei Eintritt des Schadens nicht die

vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte oder zum Führen des Fahrzeuges nicht
berechtigt war oder das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehen war.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Versicherungsschutz nur für
diejenigen versicherten Personen, die von dem Fehlen der Fahrerlaubnis oder
der Nichtberechtigung des Fahrers oder der fehlenden Zulassung bzw. dem
fehlenden Versicherungskennzeichen ohne Verschulden oder leicht fahrläs-
sig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes
gegen diese Obliegenheit ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz be-
stehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war,
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AB KS-Schutzbrief 98 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  44  PPfflliicchhtteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  nnaacchh  SScchhaaddeenneeiinnttrriitttt
2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorgenannten Pflichten vorsätz-

lich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer von seiner Leistungsverpflichtung
frei, es sein denn, dass die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers kei-
nen Einfluss auf die Feststellung des Schadenfalles oder auf den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung hatte.

§§  44  PPfflliicchhtteenn  ddeess  VVeerrssiicchheerruunnggssnneehhmmeerrss  nnaacchh  SScchhaaddeenneeiinnttrriitttt
2. Wird eine der vorgenannten Pflichten vorsätzlich verletzt, verliert der Versi-

cherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach,
dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung oder den Umfang der der KS Versicherungs-AG oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§§  77  BBeeiittrraaggsszzaahhlluunngg
1. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der

Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

2. Die Folgebeiträge werden zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Ver-
sicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt.

3. Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsneh-
mer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung
nicht zu vertreten hat. Die KS Versicherungs-AG wird ihn in Textform zur
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen set-
zen. Die KS Versicherungs-AG ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 3 darauf
hingewiesen wurde.

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann die KS Versicherungs-AG den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziffer 3 darauf hingewiesen hat. Hat die
KS Versicherungs-AG gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach
innerhalb eines Monats den angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort.
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist und der
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

6. Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden
kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht
widerspricht.

7. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers von
der KS Versicherungs-AG nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abge-
gebenen Zahlungsaufforderung der KS Versicherungs-AG erfolgt. Kann der
fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen
werden kann, ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, künftig Zahlung
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer
ist zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er von der
KS Versicherungs-AG hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

§§  77  BBeeiittrraaggsszzaahhlluunngg  
1. Die Beiträge sind Jahresbeiträge und zuzüglich der jeweiligen Versicherung-

steuer im Voraus zu zahlen.
2. Der erste oder einmalige Beitrag ist zu zahlen, sobald dem Versicherungs-

nehmer der Schutzbrief und eine Zahlungsaufforderung zugehen.
3. Folgebeiträge sind für jeweils ein Versicherungsjahr am 1. des Monats zu

zahlen, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt. Wird ein Folgebeitrag
nicht spätestens zu diesem Termin gezahlt, kann der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer schriftlich auf dessen Kosten eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen setzen. Tritt nach Ablauf dieser Frist ein Schadenfall ein
und ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung des Beitrages noch im Ver-
zug, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Hierauf ist der
Versicherungsnehmer mit der Fristbestimmung hinzuweisen.

§§  88  BBeeiittrraaggssaannppaassssuunngg
4. Der Versicherungsnehmer kann bei jeder Anhebung seines Beitrages inner-

halb eines Monats nach Eingang der Mitteilung des Versicherers mit soforti-
ger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Er-
höhung, das Versicherungsverhältnis kündigen. Die Beitragserhöhung wird
nur wirksam, wenn in der Mitteilung des Versicherers an den Versicherungs-
nehmer der Unterschied zwischen dem alten und dem neuen Tarifbeitrag
kenntlich gemacht und der Versicherungsnehmer über sein Kündigungsrecht
schriftlich belehrt wird. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spä-
testens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zuge-
hen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungs-
recht.

§§  88  BBeeiittrraaggssaannppaassssuunngg
4. Der Versicherungsnehmer kann bei jeder Anhebung seines Beitrages inner-

halb eines Monats nach Eingang der Mitteilung des Versicherers mit soforti-
ger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Er-
höhung, das Versicherungsverhältnis kündigen. Die Beitragserhöhung wird
nur wirksam, wenn in der Mitteilung des Versicherers an den Versicherungs-
nehmer der Unterschied zwischen dem alten und dem neuen Tarifbeitrag
kenntlich gemacht und der Versicherungsnehmer über sein Kündigungsrecht
schriftlich belehrt wird. 

§§  99  FFoollggeeffaahhrrzzeeuugg
1. Wird das versicherte Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise

weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des ver-
sicherten Fahrzeuges tritt. Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des
versicherten Fahrzeuges ist dem Versicherer innerhalb eines Monats anzuzei-
gen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Oblie-
genheiten besteht Versicherungsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer
die Anzeige- und Bezeichnungspflicht ohne Verschulden oder leicht fahrläs-
sig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten
ist die KS Versicherungs-AG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß
nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

§§  99  FFoollggeeffaahhrrzzeeuugg  
1. Wird das versicherte Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise

weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des ver-
sicherten Fahrzeuges tritt. Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des
versicherten Fahrzeuges ist dem Versicherer innerhalb eines Monats anzuzei-
gen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Unterlässt der Versicherungsneh-
mer die Anzeige oder die Bezeichnung des Folgefahrzeuges, besteht Versi-
cherungsschutz nur, wenn die Unterlassung nicht auf einem Verschulden des
Versicherungsnehmers beruht.
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AB KS-Schutzbrief 98 (Allgemeine Bedingungen für die
KS-Schutzbrief-Versicherung) bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  1111  KKüünnddiigguunngg  nnaacchh  ddeemm  SScchhaaddeennffaallll  
2. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen; sie muss dem Vertragspartner spä-

testens einen Monat nach Abschluss der Verhandlungen über die Entschädi-
gung zugehen.

§§  1111  KKüünnddiigguunngg  nnaacchh  ddeemm  SScchhaaddeennffaallll  
2. Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Ab-

schluss der Verhandlungen über die Entschädigung zugehen.

§§  1122  VVeerrjjäähhrruunngg  uunndd  KKllaaggeeffrriisstt  
1. Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in zwei Jahren. Die

Verjährung beginnt am Schluss des Kalenderjahres, in dem die Leistung ver-
langt werden kann. Der Zeitraum von der Meldung des Schadenfalles beim
Versicherer bis zu dessen schriftlicher Entscheidung wird in die Verjährungs-
frist nicht eingerechnet.

2. Lehnt der Versicherer den Versicherungsschutz ab, kann der Versicherungs-
nehmer den Anspruch auf Versicherungsleistung nur innerhalb von sechs
Monaten gerichtlich geltend machen. Diese Frist beginnt, nachdem die Ab-
lehnung des Versicherungsschutzes dem Versicherungsnehmer schriftlich
unter Angabe der mit dem Fristablauf verbundenen Rechtsfolge mitgeteilt
wurde.

§§  1122  VVeerrjjäähhrruunngg  uunndd  KKllaaggeeffrriisstt  
1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die

Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt
gehemmt, zu dem die Entscheidung der KS Versicherungs-AG dem An-
spruchsteller in Textform zugeht.

§§  1133  ZZuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt  
1. Für Klagen gegen den Versicherer ist das Gericht an dessen Sitz oder am Ort

der Niederlassung, bei der der Vertrag abgeschlossen wurde, zuständig. Hat
ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist auch
das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung
oder des Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder bei Fehlen einer
solchen seinen Wohnsitz hatte.

2. Klagen des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer können bei dem
für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständigen Gericht erhoben
werden. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung
handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz
oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend
machen.

§§  1133  ZZuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt  
1. Für Klagen gegen die KS Versicherungs-AG ist das Gericht an dessen Sitz

oder am Ort der Niederlassung, bei der der Vertrag abgeschlossen wurde, zu-
ständig. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthaltes zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine ju-
ristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechtes oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist.

3. Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsneh-
mers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die ge-
richtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die
KS Versicherungs-AG oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz der
KS Versicherungs-AG oder ihrer für den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung.

4. Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.


